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Beschlussvorlage 0204/2016

Amt fur Abfallwirtschaft

Beratungsfolge:
1. Ausschusses fir Umwelt und Technik 01.12.2016  Vorberatung N

2. Kreistag 14.12.2016  Entscheidung O

Franz Baur/14.11.2016

gez. Dezernent / Datum

Fortschreibung des Deponiebewirtschaftungskonzepts Inertstoffdeponie
Gutenfurt ab dem Jahr 2018

Beschlussentwurf:

Der Betrieb der Inertstoffdeponie Gutenfurt erfolgt entsprechend der vorge-
stellten Verfull-Variante 2.

Die Verwaltung wird beauftragt, mit anderen Anlagebetreibern in Baden-
Wirttemberg Uber Kontingente bzw. Kooperationen ab dem Jahr 2021 zu ver-
handeln.

Sachverhalt

II.1 Ausgangslage

Die Tochterfirma REAG betreibt die Inertstoffdeponie Gutenfurt seit 2005
gewinnorientiert und hat an den Landkreis jahrlich ca. 850.000 € Miet-

zins fur die Deponienutzung abgefiihrt. Diese Strategie hat aber dazu gefiihrt,
dass das Deponierestvolumen von 500.000 Tonnen im Jahr 2010 auf ca.
170.000 Tonnen Ende des Jahres 2016 geschrumpft ist. (vgl. Anlage 1)

Bereits in den Jahren 2011 und 2015 haben sich der Ausschuss fir Umwelt
und Technik sowie der Kreistag mit der weiteren Verfullstrategie bzw. mit einer
Reduzierung der jahrlichen Einbaumengen befasst, um die Laufzeit der Depo-
nie zu verlangern.



Die bisher gefassten Beschliisse beinhalten:
v eine Reduzierung der jahrlichen Einbaumengen von 60.000 Jahreston-
nen auf ca. 45.000 Tonnen in den Jahren 2016/2017
v’ eine weitere Reduzierung der Einbaumengen ab 2018 auf 21.000 Ton-
nen

Nachdem die Liefervereinbarungen mit den auslandischen Kunden ca. 12
Monate im Voraus abgeschlossen werden, ist im Jahr 2016 zu entschei-
den, ob diese Verflllstrategie weiterhin verfolgt wird.

II.2 Rechtslage

Im Landesabfallgesetz fur Baden-Wirttemberg ist eine 10-jahrige Entsor-
gungssicherheit gefordert, die die O6ffentlich-rechtlichen Entsorgungstrager
aufzeigen miussen. Dies ist moglich durch

» dem Betrieb von eigenen Entsorgungsanlagen/Inertstoffdeponien
» oder Uber Kontingente/Kooperationen mit anderen Anlagenbetreibern in
Baden-Wirttemberg.

Derzeit sieht das Umweltministerium als oberste Abfallrechtsbehtrde aber da-
von ab, fur den Nachweis der zehnjahrigen Entsorgungssicherheit einen
rechtsverbindlichen Kooperationsvertrag zur verlangen. Das Ministerium geht
bis zum Beweis des Gegenteils davon aus, dass die erforderlichen Entsor-
gungsleistungen am Markt bereitgestellt werden. (s. Anlage 2 , Seite 5)

Nach Abschluss der Deponierung hat der offentlich-rechtliche Entsorgungs-
trager die Anlage entsprechend den umfangreichen Regelungen der Depo-
nieVO stillzulegen und zu rekultivieren.

[1.3 Landesweite Entsorgungssituation

Die Deponiesituation in Baden-Wurttemberg ist in der Anlage 2 (Entsor-
gungssicherheit fur mineralische Abfélle- eine Herausforderung fir die kom-
munale Abfallwirtschaft in Baden-Wirttemberg) dargestellt.

Aus dem Eckpunktepapier des Landkreistags Baden-Wurttemberg Stand
13.10.2016 geht hervor, dass die Gesamtsituation in Baden-Wiurttemberg
derzeit zwar ausreichend ist, die Deponiekapazitaten aber letztlich durch
das Engagement einiger weniger Deponiebetreiber sichergestellt werden.
Schrankt einer dieser Deponiebetreiber sein Entsorgungsangebot ein, kénnte
dies die derzeitige ,sichere” Entsorgungssituation massiv beeintrachtigen.

II.4 Auswirkungen der in der Anlage 1 dargestellten Verfill-Varianten

In der Anlage 1 bzw. in der nachstehenden Ubersicht sind 4 Einbauvarianten
dargestellt, deren Auswirkungen im Folgenden monetar, einbautechnisch
und unter dem Gesichtspunkt der Entsorgungssicherheit néher beleuchtet
werden. Dabei stehen betriebswirtschaftliche Uberlegungen bzw. das Unter-
nehmensziel des Deponiebetreibers , Gewinnmaximierung®“ grundsatzlich im
Widerspruch zur Entsorgungssicherheit, die der 6ffentlich-rechtliche Entsor-
gungstrager aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen darlegen muss.



Die Restvolumenermittiung der Deponie Gutenfurt basiert auf einer photo-

grammetrischen Vermessung. Diese Vermessung findet jahrlich zum Jahres-
ende statt. Das zum 31.12.2016 vorab prognostizierte Restvolumen der De-
ponie Gutenfurt betragt noch 106.000 cbm. Dies entspricht bei einem Um-
rechnungsfaktor von 1,6 t/cbm (= mittlere Dichte) noch einer Restverfillmenge
von ca. 170.000 Tonnen zum 31.12.2016.

Derzeit werden jahrlich ca. 45.000 Jahrestonnen in die Deponie Gutenfurt ein-
gebracht, so dass bei gleichbleibender Verfullung das Deponievolumen be-
reits im Oktober 2020 aufgebraucht ware.
Der Landkreis musste also relativ schnell eine ,Anschlusslésung” finden bzw.
Kooperationen mit anderen Deponieanlagenbetreibern eingehen. Dies kann
nur auf freiwilliger Basis erfolgen.

Variante Jahrliche Deponierungs- | betriebstechnische | Finanzielle
Verfullmenge* | Ende* Auswirkungen Auswirkungen
auf den Land-
kreis
Variante 45.000 t Oktober 2020 Personal und Maschi- | Mietzinszahlung
1 nenausstattung wie an Landkreis
bisher jahrlich
ca. 850.000 €
Variante Im Jahr 2017: | Dezember 2023 | Wegfall des Auslands- | Mietzinszahlung
2 45.000 t geschéfts ab 2018 an den Land-
kreis wirde auf-
ab dem Jahr Einsparung Personal | grund des bis-
2018: u. Maschinen ca. herigen Ver-
21.000t 50.000 € pro Jahr trags ab 2018
auf 21.000 €
reduziert
Variante Im Jahr 2017 | Juni 2030 Wegfall des Aus- Mietzinszahlung
3 45.000 t landsgeschafts ab an den Land-
hohe Entsor- 2018 kreis ab 2018:
ab dem Jahr gungssicherheit | Wegfall der Schlacke- | 10.000 € pro
2018: deponierung ab 2018 | Jahr (1 € /t)
10.000 t

Einsparung Personal
und Maschinen jahr-
lich ca. 120.000 €

Durch die nicht mehr
homogene Deponie-
oberflache wird Mo-
dellierung der Depo-
nieoberflache schwie-
riger

Finanzieller
Kostenausgleich
des Landkreises
an die REAG
notwendig, da
Fixkosten nicht
mehr gedeckt
sind — jahrli-
ches Defizit ca.
270.000 €




Variante Jahrliche Deponierungs- | Betriebstechnische | Finanzielle
Verfullmenge* | Ende** Auswirkungen Auswirkungen
auf den Land-
kreis
Variante 3 Minimierungsgebot
Sickerwasser kann
nicht eingehalten wer-
den
Variante Im Jahr 2017: | Ende Siehe Variante 2 Siehe Variante
4 45.000 t 2026/Anfang 2018 - 2020 2
2027 2018 bis 2020
ab dem Jahr
2018- 2020 10-jahrige Siehe Variante 3 ab siehe Variante 3
21.000t Entsorgungs- 2021 ab 2021
Sicherheit
ab Jahr 2021 | ist gegeben
10.000 t

* Die jahrliche Verfilllmenge stellt fir den Teil der vom 6ffentlich rechtlichen Entsorgungstrager (6RE)
zu erfullenden Annahmeverpflichtung nur eine grobe Schatzung dar. Die tatsachliche Menge kann
davon abweichen.

** Die Deponielaufzeit ergibt sich aus der Verfillmenge, die fur den 6RE nur grol3 geschatzt werden
kann.

Variante 1 und 2 haben den Vorteil, dass die Modellierung des Deponiekérpers un-
ter Mitverwendung der Mullofenschlacke stattfinden konnte. Dies bedeutet eine ho-
mogenere Deponieoberflache und eine deutlich bessere Basis fir die spatere Her-
stellung eines Deponieoberflachenabdichtungssystems und damit ggf. eine spétere
Kosten- u. Bauzeitersparnis.

Bei Variante 3 kommen diese Vorteile der Variante 2 nicht zum Tragen, weil die
10.000 Tonnen Einbaumenge ein Konglomerat verschiedener Abfallqualitaten sein
wird, das ggf. einen maschinellen Mehraufwand im Einbau erforderlich macht. Inso-
fern bieten die Varianten 1 und 2 eine bessere Homogenitat der Deponieoberflache
und ggf. eine hdhere Standsicherheit des Bauwerks.

Variante 3 — Das Minimierungsgebot fur Sickerwasserneubildung kann nur bedingt
eingehalten werden, da die Folienzwischenabdichtung zur Minimierung von Sicker-
wasser nur auf betrieblich nicht bendtigte Flachen aufgebracht werden kann. Die
Varianten 1 und 2 sind bezuglich Sickerwasserminimierung im Vorteil. Durch die lan-
ge Laufzeit wird der Stilllegungstermin weit in die Zukunft verlegt. In dieser Zeit kbnn-
te der Gesetzgeber ggf. eine Verscharfung der Vorschriften tber die Oberflachenab-
dichtung vornehmen. Dies kdnnte zur Folge haben, dass die Oberflachenabdichtung
gegeniber dem aktuellen Stand erheblich teurer wird.

Variante 4 — ware ein Kompromiss zwischen Variante 2 und Variante 3 mit Einhal-
tung der 10-jahrigen Entsorgungssicherheit.

Die Einbaumenge wird sukzessive heruntergefahren und im Jahr 2021 nochmals
halbiert. Durch diese weitere Reduzierung kann die Laufzeit gegenuber der Varian-
te 2 nochmals um 3-4 Jahre ,gestreckt , werden.

Zumindest in den Jahren 2018 und 2020 koénnte noch Schlacke eingebaut werden,
was sich betriebstechnisch positiv auswirken wirde. Auch finanziell wirde der
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Landkreis bei Variante 4 besser fahren als bei Variante 3. In den Jahren 2018- 2020
konnte die REAG aufgrund der Schlackeentgelte ohne finanzielle Unterstiitzung
des Landkreises , Uberleben®. Ein Defizitausgleich durch den Landkreis ist nicht er-
forderlich.

II. Finanzielle Auswirkungen:

[l .1. Die weitere Verfullstrategie des Landkreises fur die Inertstoffdeponie Gutenfurt
hat finanzielle Auswirkungen

» direkt auf den Landkreis
e nur geringe Mietzahlung bei einer Reduzierung der Inertstoffmenge <
21.000 Tonnen (nach bisherigem Vertrag 1 € /t))
e ggf. Ausgleich des Defizits in Hohe von ca. 270.000 € bei Variante 3
ab 2018
e Deponierungsende / Zeitpunkt der Verwendung der Rucklage fir die
Oberflachenabdichtung (= Liquiditatsabfluss Kreiskasse )

» auf die Tochterfirma REAG als Betreiber der Deponie
Die finanziellen Auswirkungen bei der REAG werden im 5-jahrigen Finanz-
plan der REAG dargestellt. (Aufsichtsratssitzung )

Bei allen Berechnungen wird dabei von der derzeitigen Vertragslage ausgegangen.
Zu der Mietzinszahlung der REAG an den Landkreis ist derzeitin § 7 Abs. 1 des
Vertrags uber die Vermietung und den Betrieb der Deponie Gutenfurt folgendes ge-
regelt :

e Mietzins bis 21.000 Tonnen /Jahr : 1 € je Tonne

e Mietzins bei Menge Uber 21.000 Tonnen/Jahr : 35 € je Tonne

Dies bedeutet, dass bei einer Mengenreduzierung auf 21.000 Jahrestonnen
zunachst vor allem der Landkreis finanzielle Einbuf3en erleidet. Bei einer weiteren
Mengenreduzierung auf 10.000 Jahrestonnen verandert sich dann auch das Finanz-
gefuige innerhalb der REAG erheblich.

Die REAG kann bei einer Einbaumenge von 21.000 Jahrestonnen den vertraglich
vereinbarten Mietzins mit 1 € pro Tonne an den Landkreis abfiihren und noch einen
Jahresuberschuss mit ca. 28.000 € erwirtschaften.

Bei einer weiteren Mengenreduzierung auf 10.000 Jahrestonnen kann die REAG die
Fix- und Vorhaltekosten nicht mehr vollstandig abdecken. Trotz Einsparungen beim
Personal und beim Maschinenpark ergibt sich ein jahrliches Defizit in H6he von

ca. 270.000 €. Dieses Defizit musste vom Landkreis ausgeglichen werden, da die
REAG als GmbH zur ,Gewinnerzielung“ angehalten ist.

l11.2. Auswirkungen auf den GebUhrenhaushalt Abfall

Bei einer Verminderung der Einnahmen von 850.000 € auf 21.000 € jahrlich bedeu-
tet dies eine Erhohung der Gebuhr je Behalter um 8 €/Jahr.

Bei einer Verminderung der Einnahmen von 850.000 € und eines Defizitausgleichs
bei der REAG von 270.000 € (Differenz gesamt 1,12 Mio. €) jahrlich bedeutet dies
eine Erhdéhung der Gebuhr je Behalter um 10,80 €/Jahr.
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Franz Baur/14.11.2016

gez. (Name / (Datum)

IV. Gesamtabwagung der Varianten aus Sicht der Verwaltung:

IV.1 Varianten die Ausscheiden

Variante 3:

Variante 3 scheidet aus Sicht der Verwaltung aus, da dies eine Kiundigung der
Schlackeanlieferung des ZAK im Jahr 2017 bedingen wiirde. Grundlage der Gespra-
che fur die aktuell verhandelten Vertragsanpassungen mit dem ZAK war, dass die
Schlacke noch bis zum Jahr 2020 angenommen und in Gutenfurt deponiert wird.

V.2 Bedingt geeignete Varianten

Variante 1
Die Variante 1 stellt die betriebswirtschaftlich und einbautechnisch beste Variante
dar. Diese Variante hat keine Auswirkungen auf den Gebuhrenzahler.

Der wesentlichste Nachteil dieser Variante ist die sehr kurze Restlaufzeit. Der regio-
nalen Bauwirtschaft wiirde bei Variante 1 ab 2021 keine Inertstoffdeponie mehr zur
Verfligung stehen. Die Verwaltung empfiehlt daher, weiterhin auf die kurzfristige Ver-
fullung der Deponie zu verzichten.

IV.3 Varianten in der engeren Auswahl

Varianten 2 und 4

Kernpunkt der Varianten 2 und 4 ist die Verlangerung der Deponielaufzeit Uber das
Jahr 2020 hinaus.

Der gewichtigste Vorteil der Variante 2 gegeniber der Variante 4 liegt in der M6g-
lichkeit zur Herstellung einer homogenen Deponieoberflache mit der Schlacke des
ZAK als Vorbereitung zur Rekultivierung. Die zusétzliche Verlangerung der Deponie-
laufzeit bei Variante 4 wird u.U. ,teuer erkauft®.

In beiden Fallen zahlt die Rechnung fiur die Laufzeitverlangerung der Gebuhrenzah-
ler. Sofern keine weiteren Einsparpotentiale in der Abfallentsorgung gefunden wer-
den, bewirkt der Einnahmeausfall bei den Pachtzahlungen der REAG einen Erho-
hungsbedarf in der Grundgebuhr von 8 bis 10,80 €/a/Behalter (unabhangig von der
Behaltergrolie).



Derzeit sieht das Umweltministerium als oberste Abfallrechtsbehdrde davon ab, fir
den Nachweis der zehnjdhrigen Entsorgungssicherheit einen rechtsverbindlichen
Kooperationsvertrag zur verlangen. Wie lange diese Regelung gilt, hangt im Wesent-
lichen davon ab, wie sich die Entsorgungskapazitaten im Land entwickeln. Die Ver-
waltung schlagt daher vor, dass das Jahr 2017 genutzt wird, um mit aufnahmeféahi-
gen und aufnahmebereiten Anlagebetreibern in Baden-Wiurttemberg Verhandlungen
Uber Lieferkontingente bzw. Kooperationen zu verhandeln.

Bei der Weiterverfolgung der Variante 4 stellt sich zudem die Frage, ob es nicht sinn-
voll ist, die Deponiebewirtschaftung durch die REAG ab dem Jahr 2021 zu beenden.
Die REAG hat bislang die Strategie ,Marge vor Menge“ gefahren. D.h. es wurden zu
den am Markt héchstmdglichst erzielbaren Preisen die Inertstoffe zur Deponierung
ubernommen. Mit den Erlésen aus den Geschéaften konnten die Betriebskosten der
Deponie und eine Pachtzahlung an den Landkreis erwirtschaftet werden. Bei einer
Reduzierung der beabsichtigten Einbaumenge auf 10.000 to/a wird dies wie oben
dargestellt nicht mehr mdoglich sein. Mit einer Rickfihrung auf den Landkreis als 6f-
fentlich rechtlicher Entsorgungstrager konnte dieser seiner Annahmeverpflichtung
nachkommen und dafir kostendeckende Gebuhren fir die Inertstoffe erheben. Auf-
grund der hohen Vorhaltekosten bei geringen Einbaumengen ware damit vermutlich
ein sprunghafter Anstieg der Entsorgungskosten fiir Inertstoffe auf der Deponie ver-
bunden. Weiterhin ergeben sich bei einer Betriebsaufgabe durch die REAG einige
steuerrechtlich komplexe Fragestellungen, da die REAG wesentliche Anlageteile un-
ter Inanspruchnahme des Vorsteuerabzugs errichtet hat.

Die abschlieRende Entscheidung zwischen den Varianten 2 und 4 muss bis zum
30.06.2020 getroffen werden. Zu diesem Zeitpunkt muss die Schlackeanlieferung
gegenuber dem ZAK gekindigt werden, wenn ab dem Jahr 2021 diese nicht mehr
angenommen werden soll.

Die Verwaltung schlagt daher vor, zunachst die Verflllstrategie Variante 2 weiter zu
verfolgen. Nach Vorliegen der Verhandlungsergebnisse zu Entsorgungswege aul3er-
halb des Landkreises kann in Anbetracht der Alternativen zur eigenen Deponie die-
se Entscheidung nochmals hinterfragt und korrigiert werden.

Die Geschaftsfihrung der REAG hat die mittelfristige Finanzplanung auf der Grund-
lage der Variante 2 aufgestellt und dem Aufsichtsrat zur Entscheidung vorgelegt.

Anlagen:
Anlage 1 zu 0204-2016
Anlage 2 zu 0204 -2016



	Typ
	Datum
	Zuständig
	OStatus
	Beratungsfolge
	SMC_BM_VOTEXT5
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	text19
	Anlage

